DEUTSCHE DEMOKRATISCHE REPUBLIK (1949 – 1965)

7. Oktober 1949: Proklamation der DDR durch den Volksrat (bis 1990 Staatsfeiertag) – der Staatspräsident bis 1960 Wilhelm Pieck (1876-1960), der Ministerpräsident Otto Grotewohl, die sowjetische Militärregierung übertrug der neuen Regierung die Verwaltungsaufgaben;
Die Verfassung mit Grundrechten (auch auf Arbeit, Erholung, Fürsorge), Verpflichtung zum Dienst an den sozialistischen Errungenschaften, in ihr fehlten das Verfassungsgericht, der unabhängige Richterstand und die Kontrolle durch die Opposition;

Staatsform: die Volksrepublik nach sowjetischem Muster: Aufbau von Partei (SED), Verwaltung nach dem Prinzip des demokratischen Zentralismus, der Staatspräsident ersetzt 1960 durch den Staatsrat, der Gesetze auch ohne Zustimmung der nach Einheitsliste gewählten Volkskammer erlassen konnte;

Die SED führte den Staat durch ihr Zentralkomitee (das Politbüro und das Sekretariat), verfügte über absolutes Kontrollrecht und konzentrierte die Macht in den Händen von Walter Ulbricht (1893-1973, 1. Sekretär des ZK der SED 1949-1971), Vertreter eines kompromisslosen „Moskauer Kurses“.
A) Innenpolitik

· Umbildung des Volkskongresses zur Nationalen Front (NF), die von SED-Funktionären gelenkt war und in Haus-, Wohn- und Betriebsgemeinschaften organisiert wurde. Die Beschlüsse der NF waren für alle „Blockparteien“, Massenorganisationen (FDGB: Freier Deutscher Gewerkschaftsbund, FDJ: Freie Deutsche Jugend, DFB: Deutscher Frauenbund, Kulturbund) bindend.
· 1950: Gründung des Ministeriums für Staatssicherheit (Stasi) und Aufstellung der Volkspolizei.

· 17. Juni 1953: Volksaufstand – von sowjetischen Truppen niedergeschlagen: Massenverhaftungen, Standgerichte, massenhafte Fluchtbewegung nach Westberlin.
· 1956: Gründung der Nationalen Volksarmee im Rahmen des Warschauer Paktes.

· 1957: Passgesetz („Republikflucht“).

· 13. August 1961: Errichtung der Berliner Mauer.

· 1962: Einführung der allgemeinen Wehrpflicht.

· 1964: Willi Stoph (1914-1999) wurde Ministerpräsident (Vorsitzender des Ministerrates, 1964-1989).
B) Außenpolitik (ging von der Abhängigkeit von der UdSSR und der Integration in den Ostblock aus.)

· 1950: Vertrag mit Polen – Anerkennung der „Oder-Neiße-Friedensgrenze“.
· 1955: Moskauer Vertrag

· Ab 1957 ständige Bemühungen um internationale Anerkennung.
· 1964: Freundschaftsvertrag mit der UdSSR
C) Wirtschaft

· 1951: 1. Fünfjahresplan

· 1953: Umwandlung der SAG (Sowjetische Aktiengesellschaft) in VEB (Volkseigener Betrieb).
· 1958: V. Parteitag der SED – „Vollendung des Sozialismus“

· 1960: Zwangskollektivierung in LPG (Landwirtschaftliche Produktions-genossenschaft)
· 1963: VI. Parteitag der SED – „Neues ökonomisches System“ (NöS)
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